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Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Nie zu Frankfurt a. Oder. 
197. Der Herr Oberpräſident hat dem Vor⸗ 
Rande des Lübbener Diakoniſſenhauſes für die Nieder: 
lauſiß die Genehmigung erteilt, am 20. April d. Js. 
zur Förderung ſeiner Zwecke eine öffentliche Ver⸗ 
loſung von geſchenkten Gegenſtänden nach Maßgabe 
des vorgelegten Planes zu veranſtalten, wonach 
3000 Loſe zu je 50 Pf. in den Kreiſen Lübben, 
Züllichau⸗Schwiebus, Guben und Calau ausgegeben 
und eine Anzahl Gewinne im Geſamtwerte von 700 
bis 800 Mark er menden ſollen. Als Gewinne 
nicht ausgeſetzt werden: 
l Geld unmittelbar oder mittelbar durch 
Zuſicherung der Zahlung des Wertes der Gewinne, 
unbewegliche Gegenſtände, ſowie Barren, Säulen, 
Würfel, Tafeln, Kugeln, Blöcke und andere Gegen: 
Hände von edlem Metall, bei denen der Wert der 
Bearbeitung nur nebenſächlich iſt und in keinem 
richtigen Verhältnis zu dem Metallwerte ſteht. 
Zahl und Preis der auszugebenden Loſe, das Abſatz⸗ 
gebiet der letzteren, Ort und Zeit der Verloſung, 
Anzahl und Geſamtwert der Gewinne müſſen auf 
den Loſen angegeben ſein. Außerdem muß jedes 
Los in hervortretender Schrift folgenden Vermerk 
enthalten: 
„Eine Auszahlung der Gewinne in Geld iſt 
ausgeſchloſſen.“ 
Wire a. O., den 3. März 1909. 
Der Regterungspräfibent. 
198. Um die Uebertragung des Generalvertriebs 
von Privatlotterien an Unternehmer, deren geſchäſt⸗ 
liche Unzuverläſſigkeit durch gerichtliche Bestrafung 
wegen Lofterievergehens dargetan ist, wirkſam zu 
verhindern, haben die Ortspolize behörden von jeder 
durch die Beamten der Staatsanwaltſchaft zu ihrer 
Kenntnis gelangenden rechiskräftigen ſtrafgerichtlichen 
Verurteilung eines Loſehändlers wegen Lotterie: 
vergeheng dem Königlichen Polizeipräſidenten zu 


Berlin eine kurze Anzeige zu erſtatten, welche den 
Namen (Firma) und Wohnort des Verurteilten, 
Namen des erkennenden Gerichts, das Datum des 
Urteils und die erkannte Strafe zu enthalten hat. 
Bei Anträgen auf Genehmigung der Abhaltung 
von Lotterien iſt anzugeben, ob gegen die Zu⸗ 
verläſſigkeit des Unternehmers des Losvertriebes 
Bedenken beſtehen. Meine, den Herren Landräten 
und den Magiſtraten der Städte mit über 10000 Ein⸗ 
wohnern am 8. Juli 1907 — I A 5385 — mit⸗ 
geteilte Verfügung wird aufgehoben. (I. B. 1408.) 
Frankfurt a. O., den 8. März 1909. 
Der Reglerungspräſident. 
199. Die getroffene Anordnung wegen Errich⸗ 
lung einer Zwangsinnung für das Schmiede: und 
Stellmachergewerbe mit dem Sitze in Seelow vom 
25. April 1899 (abgedruckt Regierungs⸗Amtsblatt 
S. 156) wird auf Antrag der Mehrheit der aus⸗ 
zuſcheidenden Innungsmitglieder, welchem die Innungs⸗ 
verſammlung zugeſtimmt hat, dahin abgeändert, daß 
das Stellmachergewerbe ausgeſchieden wird. Die 
Ausſcheidung tritt mit dem 1. April 1909 in Kraft. 
Die Innung hat von dem Inkrafttreten des 
zu genehmigenden Statutennachtrages ab den Namen 
„Schmiedeinnung (Zwangeinnung) zu Seelow“ zu 
führen. Frankfurt a. O., den 9. März 1909. 
Der Regierungspräſident. 
200. Ich habe den Waſſerbauwart Wolff in 
Güſtebieſe zum Fiſchereiaufſeher ernannt und ihm 
die Fſchereiauſſicht über die Oder von km 621 bis 
647 übertragen. 
Frankfurt a. O., den 9. März 1909. 
Der Regierungspräſident. 
201. In Berlin iſt eine Kommiſſion zur Ah⸗ 
haltung von Elbſchiffer⸗Prüfungen nach den Vor⸗ 
ſchriſten über die Zulaſſung als Elbſchiffer vom 
27. Dezember 1890 errichtet worden. 
Frankfurt a. O., den 13. März 1909. 
Der Regierungspräſident. 
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202. Zur Ausbildung von Desinfeltoren an 
der Desinfektorenſchule in Potsdam findet ein Kurſus 
vom 3. bis 12. Mai d. Is ſtatt. Ferner iſt 
zur Ausbildung von Gemeindeſchweſtern in der 
Desinfektion ein Kurſus in der Zeit vom 29. April 
bis 1. Mai d. Is. in Ausfiht genommen. 

Anmeldungen find an mich zu richten. 

Bezüglich der Bedingungen pp weiſe ich auf 
die Bekanntmachung des Herrn Regterungspräſidenten 
in Potsdam vom 9. Mal v. Je. (Amtsblatt Stück 
22/08) hin 

Frankfurt a. O., den 15. Mäcz 1909. 

Der Regierungopräſident. 

203. Die Zinsſcheine der preußiſchen Staats⸗ 
ſchuld und der Reichsſchuld werden vom 21. des 
dem Fälligkeitstermin vorangehenden Monats ab 
von den ſtaatlichen und den kommunalen Kaſſen, 
bei dieſen auf Staatsſteuern, in Zahlung genommen 
bezw. bei den Zinsſcheineinlöſungsſtellen, Regierungs⸗ 
hauptkaſſe, Kreiskaſſen, Forſtkaſſen, Hauptzoll⸗ und 
Zollämtern, bezahlt. Auch können durch Vermittelung 
der Zinsſcheineinlöſungsſtellen neue Zinsſcheinbogen 
koſtenlos bezogen werden. Die erforderlichen Vor⸗ 
drucke zu den Verzeichniſſen werden unentgeltlich 
abgegeben. 
"Königliche Regierung zu Frankfurt a. O. 
204. An Stelle des verſtorbenen Forſtunter⸗ 
erhebers, Bürgermeiſters a. D. Paetſch iſt der 
verwitweten Frau Jenny Hamilton geb. Paetſch 
in Chriſtlanſtadt widerruflich vom 1. d. Mts. ab 
die Verwaltung der Forſtuntererheberſtelle in 
Shriftlanftadt für die Oberförſterei Chriſtianſtadt 
übertragen worden. 

Frankfurt a. O., den 12. März 1909. 

Königliche Regierung; 
Abteilung für direkte Steuern, Domänen u. Forſten B. 
Perſonal-Nachrichten. 

205. Der Ingenieur Guſtav Harſch hier iſt 
aus dem Dienſte des hieſigen Dampfkeſſel⸗Ueber⸗ 
wachungsvereins ausgeſchieden. 
206. Der Kandidat des höheren Lehramts Hans 
Böckler iſt vom 1. April d. Is. ab als Ober: 
lehrer an der Realſchule zu Arnswalde angeſtellt 
worden. 
207. 
Lübben (Lauſitz) nach Lauban. 
Bier von Reppen nach Guben. 
208. Erledigt wird vorausſichtlich demnächſt die 
mit dem Ephoralamte der Diözeſe Sternberg I ver⸗ 
bundene Oberpfarrſtelle landesherrlichen Patronats 
zu Zielenzig, Diözeſe Sternberg 1 (Einkommen nach 
Grundgehaltsklaſſe I) durch Verſetzung des Super 
intendenten Oberpfarrers Dr. Hoffmann. Die 
Wiederbeſetzung erfolgt durch die Kirchenregierung. 
Ueber die Stelle iſt bereits verfügt. 


Verſetzt ſind: Poſtdirektor Jahn von 
Ober⸗Poſtaſſiſtent 


Hedigiert im Bureau der Königl. Megierung zu Frankfurt a. O. 


209. Erledigt iſt die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Tempel, Diözeſe Sternberg 1 (Ein⸗ 
kommen nach Grundgehalts⸗Klaſſe I) durch Ableben 
des Inhabers, Pfarrers Iſaack am 18. Februar 
1909. Die Gnadenzeit währt bis zum 30. September 
1909 einſchließlich. Wiederbeſetzung erfolgt durch 
Gemeindewahl nach dem Pfarrwahlgeſetz vom 
15. März 1886 — K. Gef. u. V. Bl. S. 39. —. 
Bewerbungen ſind ſchriftlich bei dem Königlichen 
Konſiſtorium einzureichen. 
210. Perſonal veränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat 
Februar 1909. 
I. Richter. 

Es ſind ernannt: zu Kammergerichtsräten die 
Landgerichtsräte Janke in Kiel und Schreiber 
in Thorn ſowie der Staatsanwalt Raſch von der 
Staatsanwaltſchaft I in Berlin, zu Handelsrichtern: 
der Kaufmann Oskar Roſenhagen in Berlin bei 
dem Landgericht I in Berlin und der Kaufmann 
und Nutzholzhändler Otto Luther in Berlin bet 
dem Landgericht II in Berlin, zu ſtellbertretenden 
Handelsrichtern: der Kaufmann Wilhelm Wianes 
in Berlin bei dem Landgericht I in Berlin und der 
Fabrikdirektor Edmund von der Ropp in Ober⸗ 
ſchöneweide bei dem Landgericht II in Berlin. 

Verſetzt iſt: der Oberlandesgerichtsrat Dr. Koch 
in Marienwerder als Kammergerichtsrat an das 
Kammergericht. 

Verliehen tft dem Amtsgerichtsrat Kieſlich 
in Strausberg der Charakter als Geheimer Jultizrat. 

Der Kammergerichtsrat Bünger iſt infolge 
feiner Ernennung zum Geheimen Regierungsrat und 
Mitglied des Bundesamts für das Heimatweſen 
aus dem Juſtizdtenſte geſchieden. 

II. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt die 
Referendare: Toll, Zühlsdorff, Godlewski, 
Hoßfeld, Dr. Dehnick, Johannes Lehmann, 


Brand, Dr. von Eichhorn, Dr. Fontheim, 


Dr. Berghoff, Dr. Mas euſe, Dr. Bertholdt, 
Dr. Blüthgen, Wüweber, Kurt Köhler. 

Entlaſſen find die Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Naft⸗ 

Kolb und von Wedell⸗Parlow. 
III. Staatsan waltſchaft. 

Ernannt ſind: der Gerichtsaſſeſſor Ernſt Wolff 
zum Staatsanwalt in Landsberg a. W., der 
Kämmerer Otto Köhler zum Amtsanwalts⸗Stell⸗ 
vertreter in Zehden. 

(Fortſetzung in einer der nächſten Nummern.) 

Freie Lehrerſtellen. 
211. Kreis Luckau: Wendiſchdrehna, 2. L., 
G. 1000 M., 1. 4 09. Kreis Sorau: Seifersdorf 
Lehrerinſtelle G. 900 M., A. 100 M., 1. 6. 09. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 


Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowitzſch & Sohn in Frankfurt a. O. 


Ausführungsbeſtimmungen 


über die 


Einziehung oder Kürzung der Zivilpenſionen, Hinterbliebenenbezüge und 
Wartegelder bei Wiederbeſchäftigungen oder Wiederanſtellungen der 
Penſionäre und Wartegeldempfänger. 


58 27— 29 des preußiſchen Zivilpenſionsgeſetzes In der Faſſung vom men (Geſetzſamml. S. = 
9 4 ebendaſ. in der Faſſung vom 27. Mai 1907 in Verbindung mit 88 24 ff. des Offizierpenſionsgeſetzes vom 
31. Mai 1906 (Reichs⸗Geſetzbl. S 565.) 

8 12a des preußiſchen Oinlerbliebenenfürſorgegeſetzes in der Faſſung vom 27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 99.) 
85 30, 57 — 60 des Reſchsbeamtengeſetzes in der Faſſung vom 18. Mal 1907 (Reichs Geſetzbl. S. 245.) 
85 15—17 des Beamtenhinterbliebenengefeges für das Reich vom 17. Mai 1907 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 2080 
Allerh. Erlaß vom 14, Juni 1848 (Geſetzzamml. S. 153.) 

Allerh Verordn. v 28. Mai 1901 (Reichs,Geſetzbl S. 189.) 


A. Einziehung oder Kürzung von Penſionen 


a. früherer preußiſcher unmittelbarer Staatsbeamten aus ſchließlich der Offiziere der Tandgendarmerie. 


I. Bei Anſtellung oder Beſchäftigung. 

1. Nach 5 27 Abſ. 1 Ziff. 2 des Zivilpenſionsgeſetzes ruht das Recht auf den Bezug der Penſion, 
wenn und ſolange ein Penſionär im Reichs- oder Staatsdienſte ein Dienſteinkommen bezieht, inſoweit als der 
Betrag dieſes neuen Dienſteinkommens unter Hinzurechnung der Penſion den Betrag des von dem Beamten 
vor der Penſionierung bezogenen Dienſteinkommens überſteigt. Als Reichs- oder Staatsdienſt im Sinne dieſer 
Vorſchrift gilt laut Abſ. 2 a. a. O. außer dem Militär- und Gendarmeriedienſte lede Anſtellung oder 
Beſchäftigung als Beamter oder in der Eigenſchaft eines Beamten im Dienſte des Deutſchen Reiches, eines 
Bundesſtaates, eines deutſchen Kommunalverbandes, der Verſicherungsanſtalten für die Invalidenverſicherung 
und ſtändiſcher oder ſolcher Inftitute, welche ganz oder zum Teil aus Mitteln des Reichs, eines Bundes: 
ſtaates oder eines deutſchen Kommunalverbandes unterhalten werden. : 

Bei Dienſtleiſtungen, in welchen der Penſionär zu der ihn wiederbeſchäftigenden Behörde nicht in das 
öffentlich-rechtliche Verhältnis eines Beamten, ſondern lediglich in ein privatrechtliches Verhältnis tritt, findet 
dagegen eine Einziehung oder Kürzung der Penſion nicht ftatt. 

2. Bevor ein Penſionär wieder angeſtellt oder beſchäftigt wird, oder wenn demnächſt in ſeiner neuen 
dienſtlichen Stellung eine Anderung eintritt, iſt deshalb in jedem Falle feſtzuſtellen, ob der Penſionär in das 
öffentlich⸗rechtliche Verhältnis eines Beamten oder lediglich in ein privatrechtliches Verhaltnis 


zu der ihn 
beſchäftigenden Behörde tritt bezw. in einem ſolchen verbleibt. 


Bei einer Wiederverwendung als Staatsbeamter ift dem Penſionär in einer mit ihm aufzunehmenden 
Verhandlung zu eröffnen, daß er die Eigenſchaft eines Staalsbeanten wiedererlangt habe. 

3. Die Frage, ob ein Beamten- oder ein privatrechtliches Verhältnis vorliegt, iſt nach den betreffen⸗ 
den dienſtpragmatiſchen Grundſätzen zu beſtimmen, wobei für die Annahme eines Beamtenverhältniſſes namentlich 
entſcheidend fein wird, ob der Betreſſende geſetzlich der Diſziplinargewalt unterworfen iſt. Ein Penſionär, 
welcher eine im Etat aufgeführte Stelle unter Bezug der mit ihr verbundenen Beſoldung bekleidet, iſt ſtets 
als Beamter anzuſehen. Ein privatrechtliches Verhältnis wird regelmäßig dann vorliegen, wenn es ſich um 
gering gelohnte, lediglich mechaniſche Dienſtleiſtungen handelt, welche aus ſächlichen Fonds vergütet werden. 

4. Diejenige Staats⸗, Kommunal- pp. Behörde, welche einen Staatspenſionär anftellt oder beſchäftigt, 
hat der Penſionsregelungsbehörde, oder wenn dieſe nicht bekannt iſt, der zahlenden Kaſſe von der erfolgten 
Anſtellung oder Beſchäftigung unter genauer Bezeichnung der neuen Dienſtſtellung Nachricht zu geben. Dabei 
iſt anzugeben, ob der Penſionär die Eigenſchaft eines Beamten erlangt hat oder ob er ſich nur in einem 
privatrechtlichen Verhältniſſe zu der ihn beſchäftigenden Behörde befindet, ſowie ob es ſich um eine dauernde 
oder nur vorübergehende Beſchäftigung handelt. 

Als vorübergehende Beſchäftigungen (8 29 Abſ. 2 des Zivilpenſionsgeſetzes) gelten ſolche, die entweder 
auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt oder zur Befriedigung vorübergehender Bedürfniſſe beſtimmt, mithin ihrer 
Natur nach zeitlich beſchränkt ſind. 

Die Benachrichtigung muß ferner genaue Angaben über die Ark und die Höhe des bewilligten neuen 
Dienſteinkommens — unter Beachtung der Vorſchriften des § 27 Abſ. 3 des Zivilpenſionsgeſetzes — enthalten 
und den Zeitpunkt angeben, mit welchem der Bezug des neuen Dienſteinkommens beginnt. 

5. In gleicher Weiſe hat eine Benachrichtigung von allen Veränderungen in den Dienſtverhältniſſen 
des angeftellten oder wiederbeſchäftigten Penſionärs, insbeſondere bei Erhöhung oder Verminderung des Dienſt⸗ 
einkommens oder bei Verleihung oder Entziehung der Beamteneigenſchaft, bei Stellenwechſel oder Wieder⸗ 
ausſcheiden aus dem Dienſt ſtattzufinden. Nuht jedoch der Penſionsbezug bereits ganz, ſo bedarf es der 
Mitteilung einer Dienſteinkommens erhöhung nicht. 

6. Die zu 4 und 5 angeordneten, von den Penſionsregelungsbehörden — tunlichſt urſchriftlich — als 
Rechnungsbeleg mitzuverwendenden Nachrichten ſind in Zukunft in jedem einzelnen Falle und nachträglich, 
ſoweit es nicht bereits geſchehen iſt, alsbald für alle diejenigen Penſionäre zu geben, welche fi) am 1. April 
1907 in einem Dienſt der gedachten Art befanden oder ſeit dieſer Zeit in einen ſolchen eingetreten ſind. 


II. Bei Wiederpenſionierung. 

1. Nach § 28 des Zivilpenſionsgeſetzes kann die Penſion wegfallen oder eine Kürzung eintreten, 
wenn der Penſionär im Reichs- oder Staatsdienſte im Sinne der Vorſchrift in 8 27 Abſ. 2 daſ. — ſ. vor 
zu A. a. I. Ziff. 1 — vog neuem eine Penſion erdient. 

2. Es iſt daher, ſobald eine ſolche neue Penfion für einen Staatspenſionär feſtgeſetzt wird, von der 
feſtſetzenden ſtaatlichen, kommunalen pp. Behörde der Penſionsregelungsbehörde, oder wenn dieſe nicht bekannt 
iſt, der die alte Penſion zahlenden Kaſſe unter Beifügung einer Abſchrift der neuen Penſionsnachweiſung 
Nachricht zu geben. 

3. Dieſe Nachricht iſt in Zukunft in jedem einzelnen Falle und nachträglich, ſoweit es nicht bereits 
geſchehen iſt, alsbald für alle diejenigen Penſionäre zu geben, welche nach dem 1. April 1907 mit Penſion 
aus einer neuen Stellung der gedachten Art in den Ruheſtand übergetreten ſind. 


b. früherer Offiziere der preußiſchen Sandgendarmerie ſowie früherer Reichsbeamten und früherer 
Beamten der Schutzgebiete. 

Die zu a getroffenen Beſtimmungen finden gleichmäßig Anwendung in bezug auf penſtonierte Offiziere 
der preußiſchen Landgendarmerie; ſ. 8 4 des Zivilpenſionsgeſetzes in Verbindung mit 88 24 ff. des Offizier⸗ 
penſionsgeſetzes. 

Sie gelten ferner gemäß 88 57 —59 des Reichsbeamtengeſetzes und gemäß Art. I. der Allerh. Ver⸗ 
ordnung vom 23. Mai 1901 auch in bezug auf frühere Reichsbeamte und frühere Beamte der Schutzgebiete, 
welche mit Peuſion aus dem Reichsdienſte oder Schutzgebietsdienſte ausgeſchieden ſind, mit der Maßgabe, 
daß die vorgeſchriebenen Nachrichten an diejenige Reichsbehörde zu richten ſind, bei welcher der Reichspenſionär 
zuletzt angeſtellt war. Bei früheren Beamten der Schutzgebiete ſind die Nachrichten an das Reichs Kolonfal⸗ 
amt — bei Beamten des Schutzgebiets Kiautſchou an das Reichs-Marineamt — zu richten. 


B. Einbehaltung oder Kürzung von Bezügen der Hinterbliebenen 
a. ſrüherer preußiſcher unmittelbarer Htaatsbeamten einſchließlich der Offiziere der Sandgendarmerie, 


1. In den Fällen der außerhalb des unmittelbaren preußiſchen Staatsdienſtes erfolgenden Wieder⸗ 
anſtellung eines Penſionärs im Reichs- oder Staatsdienſte im Sinne der 88 27 und 28 des Zivilpenſions⸗ 
geſetzes kann nach 8 12a Abſ. 2 des Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes das den Hinterbliebenen geſetzlich zuſtehende 
Witwen- und Waiſengeld einbehalten oder gekürzt werden, wenn der Penſionär in der neuen Stellung 
Verſorgungsanſprüche für ſeine Hinterbliebenen erworben hat. 


2. Es iſt daher von der kommunalen pp. Behörde, welche ſolche Verſorgungsanſprüche für die Hinter⸗ 
bliebenen eines bei ihr angeftellt geweſenen Staatspenſionärs feſtſetzt, alsbald an die die ſtaatlichen Relikten⸗ 
gelder feſtſetzende Behörde, oder wenn dieſe nicht bekannt iſt, an die Penſionsregelungsbehörde oder die Kaffe, 
welche die Penſion zahlt bezw. zuletzt gezahlt hat, Mitteilung zu machen unter Beifügung einer Abſchrift von 
der Zeftfegung der kommunalen pp. Hinterbliebenenbezüge. Inſoweit für die Hinterbliebenen am oder nach 
dem 1. April 1907 verſtorbener Staatspenſionäre ſolche Feſtſetzungen bereits ſtattgefunden haben, find die 
entſprechenden Nachrichten, falls es nicht bereits geſchehen iſt, nachträglich zu geben. 


b. früherer Neichsbeamten und früherer Beamken der Schutzgebiete. 

1. Dasſelbe wie zu a gilt nach 8 15 Ziff 2 des Beamtenhinterbliebenengeſetzes und gemäß Art. II 
der Allerh. Verordnung vom 23. Mai 1901 ſinngemäß auch hinſichtlich der Bezüge der Hinterbliebenen von 
penſionierten Reichsbeamten und Beamten der Schutzgebiete mit der Maßgabe, daß die Nachricht an diejenige 
Reichsbehörde, bei welcher der Reichspenſionär zuletzt angeſtellt war, zu geben iſt und zwar auch dann, wenn 
die Wiederbeſchäftigung des Reichspenſionärs im preußiſchen unmittelbaren Staatsdienſte erfolgt war; in 
letztrem Falle hat die Benachrichtigung von derjenigen preußiſchen Staatsbehörde auszugehen, welche die 
ſtaatlichen Hinterbliebenenbezüge feſtgeſetzt hat. Bei früheren Beamten der Schutzgebiete ſind die Nachrichten 
an das Reichs-Kolonialamt — bei Beamten des Schutzgebiets Kiautſchou an das Reichs-Marineamt — 
zu richten. 

2. Nach 8 15 Ziff. 3 des Beamtenhinterbliebenengeſetzes und gemäß Art. II der Allerh. Verordnung 
vom 23. Mai 1901 ruht das Recht auf den Bezug des Reichs⸗Witwen⸗ und Waiſengeldes ferner bei einer 
Anſtellung oder Beſchäftigung der Witwe oder der Waiſen als Beamter oder in der Eigenſchaft eines Beamten 
im Reichs⸗ oder Staatsdienſt im Sinne des $ 57 Nr. 2 des Reichsbeamtengeſetzes, wenn das Dienſteinkommen 
einer Witwe 2000 /, das einer Waife 1000 44 überſteigt und zwar in der Höhe des Mehrbetrages. In 
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diefen Fällen ift daher gleichfalls der zu 1 bezeichneten Reichsbehörde ſeltens der preußiſchen Staats», 
Kommunal- pp. Behörde eine entſprechende Mitteilung zu machen. Bel früheren Beamten der Schupgebiete 
find die Nachrichten an das Reichs-Kolonialamt — bei Beamten des Schußzgebiets Kiautſchou an das Reichs— 
Marineamt — zu richten. 

3. Nach § 16 des Beamtenhinterbliebenengeſetzes und gemäß Art. II der Allerh. Verordnung vom 
23. Mai 1901 ruht das Recht auf den Bezug des Reichs-Witwengeldes neben einer im Reichs- oder Staats: 
dienſt im Sinne des § 57 Nr. 2 des Reichsbeamtengeſetzes erdienten Penſion über 1500 Mk. in Höhe des 
Mehrbetrags. In dieſen Fällen iſt daher gleichfalls entſprechende Mitteilung, wie vorſtehend unter 2 ange: 
geben, zu machen. 


C. Einziehung oder Kürzung von Wartegeldern 
a. im einſlweiligen Nuheſtand befindlicher preutziſcher unmiklelbarer Htaatsbeamken. 


1. Nach dem Allerh. Erlaß vom 14. Juni 1848 iſt den in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten 
Beamten das Wartegeld, abgeſehen von dem Fall ihrer Penſionierung, nur fo lange zu bewilligen, bis ihnen 
ein anderes öffentliches Amt übertragen wird. Bei Ausführung dleſer Vorſchrift hat als öffentliches Amt 
leder Reichs- oder Staatsdienft im Sinne des § 27 Abſ. 2 des Zivilpenſtonsgeſetzes zu gellen und iſt ferner 
8 29 ebenda). gleichmäßig anzuwenden. 

Die enigegenftehende Vorschrift in Abſ. 1 Saß 1 des Runderlaſſes vom 27. Auguſt 1903 (Min. Bl. 
f. d. Preuß. i. V S. 191) wird hiermit aufgehoben. 

2. Diejenige Staats-, Kommunal- pp. Behörde, welche einen im einſtweillgen Ruheſtand befindlichen 
Beamten anſtellt oder beſchäftigt, hat daher der Behörde, von deren Kaſſe die Zahlung und Verrechnung des 
Wartegeldes erfolgt, oder wenn dieſe nicht bekannt iſt, der zahlenden Kaffe in gleicher Weiſe Nachricht zu 
geben, wie dies oben unter A a I Ziff. 4 und 5 für den Fall der Anſtellung oder Beſchäftigung eines 
Penſionärs angeordnet ift. 


b. im einſlweiligen Auheſland befindlicher Reichsbeamlen. 


Dasſelbe wie zu a2 wird mit Rückſicht auf § 30 des Reichsbeamlengeſetzes und Art. I der Allerh. 
Verordnung vom 23. Mai 1901 für die in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten Relchsbeamten und Beamten 
der Schutzgebiete angeordnet mit der Maßgabe, daß die vorgeſchriebenen Nachrichten an diejenige Reichs⸗ 
behörde zu richten find, bei welcher der Reichsbeamte zuletzt angeſtellt war. Bei früheren Beamten der 
Schutzgebiete find die Nachrichten an das Reichs-Kolonialamt — bei Beamten des Schußgebiets Kiautſchou 
an das Reichs⸗Marineamt — zu richten. 


